
 Entwurf  

14. Änderungssatzung vom .......................... zur Hauptsatzung der 
Stadt Eisenach 

Aufgrund der §§ 17 Abs. 9, 19 Abs. 1 Satz 1 und 20 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- 
und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung -ThürKO-) vom 16.08.1993 (GVBl. 
S. 501) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.01.2003 (GVBl. S. 41), zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Thüringer Haushaltsbegleitgesetzes 2012 vom 21.12.2011 
(GVBl. S. 531), hat der Stadtrat der Stadt Eisenach in seiner Sitzung am  folgende 
14. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Eisenach beschlossen: 

§ 1 
Änderung der Satzung 

Die Hauptsatzung der Stadt Eisenach vom 04.03.1997 (Thüringer Allgemeine Nr. 
72 v. 26.03.1997, Eisenacher Presse - Thüringische Landeszeitung Nr. 72 v. 
26.03.1997), zuletzt geändert durch 13. Änderungssatzung vom 06.04.2011 
(Thüringer Allgemeine Nr. 84 v. 09.04.2011, Eisenacher Presse - Thüringische 
Landeszeitung Nr. 84 v. 09.04.2011), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 4 
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid 

(1) Die Bürger können über eine wichtige Angelegenheit im eigenen Wirkungskreis der 
Stadt einen Bürgerentscheid beantragen (Bürgerbegehren). Für die Antragsberechti-
gung gilt § 1 des Thüringer Kommunalwahlgesetzes in der jeweils geltenden Fassung 
entsprechend. Der schriftlich bei der Stadtverwaltung einzureichende Antrag muss ein 
bestimmtes, nach den gesetzlichen Vorschriften zulässiges Begehren, eine Begründung 
und einen nach den gesetzlichen Vorschriften durchführbaren Vorschlag für die  
Deckung der Kosten der verlangten Maßnahme enthalten und den Antragsteller sowie 
zwei weitere Bürger mit Namen und Anschrift nennen, die berechtigt sind, die Unter-
zeichnenden gemeinsam zu vertreten. Der Antrag muss eine Erklärung darüber enthal-
ten, ob die Sammlung durch freie Sammlung (§ 17a ThürKO) oder durch Eintragung in 
amtlich ausgelegte Eintragungslisten (§ 17b ThürKO) erfolgen soll. Das Begehren muss 
in knapper Form so formuliert sein, dass es bei einer Abstimmung mit ”Ja” oder ”Nein” 
beantwortet werden kann. Dem Antragsteller und den weiteren vertretungsberechtigten 
Personen kann die Gelegenheit gegeben werden, den Antrag in einer Sitzung des Stadt-
rates zu erläutern. Die Stadtverwaltung prüft den Antrag und entscheidet innerhalb von 
vier Wochen nach Eingang des schriftlichen Antrags über die Zulassung des Begehrens 
und den Beginn der Sammlungsfrist, die im Falle der freien Sammlung vier Monate und 
im Falle der Sammlung durch Eintragung in amtlich ausgelegte Eintragungslisten zwei 
Monate beträgt. Vor einer ablehnenden Zulassungsentscheidung sollen die Vertreter 
des Bürgerbegehrens angehört werden. Die Entscheidung der Stadtverwaltung ist dem 
Antragsteller und den weiteren vertretungsberechtigten Personen zuzustellen.  
Im Falle der freien Sammlung ist die Sammlungsfrist mit dem vollständigen Text des 
Bürgerbegehrens rechtzeitig vor dem Beginn der Sammlungsfrist ortsüblich bekannt zu 
machen. 
Im Falle der Sammlung durch Eintragung in amtlich ausgelegte Eintragungslisten sind 
die Auslegungsfrist und die Auslegestelle mit dem vollständigen Text des Bürgerbegeh-
rens ortsüblich bekannt zu machen. 
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(2) Nach Zulassung des Bürgerbegehrens fertigt im Falle der freien Sammlung der An-
tragsteller, im Falle der Sammlung durch Eintragung in amtlich ausgelegte Eintragungs-
listen die Stadtverwaltung Eintragungslisten mit folgendem Inhalt, der Gegenstand der 
Unterzeichnung sein muss: 

1. voller Wortlaut des Begehrens in der Form des Abs. 1 Satz 5, 
2. Begründung des Begehrens, 
3. Vorschlag zur Deckung der Kosten, 
4. Name und Anschrift des Antragstellers und der weiteren vertretungsberechtigten 

Personen, 
5. Hinweis an die sich Eintragenden, dass sie mit ihrer Unterschrift darin einwilligen, 

dass ihre Daten von anderen an den Zielen des Bürgerbegehrens interessierten 
Personen eingesehen werden können. 

Die Eintragungslisten können doppelseitig gestaltet sein, wenn die Rückseite als Fort-
setzung des Textes der Vorderseite eindeutig erkennbar ist. Sie sollen zudem Spalten 
für die Nummerierung der Eintragungen und für die amtlichen Prüfvermerke zu den Ein-
tragungen enthalten. 

(3) Bürger, die das Bürgerbegehren unterstützen, tragen persönlich und handschriftlich 
in der Eintragungsliste neben ihrer Unterschrift deutlich lesbar ihren Vor- und Nachna-
men, ihre Anschrift (Stadt, Straße, Hausnummer), ihr Geburtsdatum und im Falle der 
freien Sammlung zusätzlich das Datum der Unterschriftsleistung ein. Die Eintragungen 
sind innerhalb einer Eintragungsliste fortlaufend zu nummerieren.  

Eintragungen sind ungültig,  

a) die von Personen stammen, die bei freier Unterschriftensammlung am letzten Tag 
der Sammlungsfrist oder bei Sammlung durch Eintragung in amtlich ausgelegte Ein-
tragungslisten am letzten Tag vor der Auslegungsfrist nicht wahlberechtigt sind; 

b) bei denen die eigenhändige Unterschrift fehlt oder 
c) bei denen die eingetragenen Personen wegen undeutlicher Schrift oder unvollstän-

diger Angaben nicht klar zu identifizieren sind. 
 
Doppel- und Mehrfacheintragungen gelten als eine Eintragung. Die Eintragung kann 
vom Unterzeichner ohne Angabe von Gründen bis zum letzten Tag der Eintragungsfrist 
schriftlich widerrufen werden. Für die Rechtzeitigkeit des Widerrufs kommt es auf den 
Eingang bei der Stadtverwaltung an.  

(4) Der Antrag auf Durchführung eines Bürgerentscheides kann von den Vertretern des 
Bürgerbegehrens bis zum Tag vor der Beschlussfassung des Stadtrates über die Zuläs-
sigkeit des Bürgerbegehrens zurückgenommen werden. 
 
(5) Im Falle der freien Sammlung sind die Eintragungslisten bei der Stadtverwaltung im 
Original einzureichen; sie werden auch nach Abschluss des Verfahrens nicht zurückge-
geben. Der Eingang der Listen wird mit Datum und Uhrzeit vermerkt. Der Antragsteller 
oder die vertretungsberechtigten Personen erhalten einen Empfangsnachweis.  
Der Oberbürgermeister prüft die geleisteten Eintragungen und legt dem Stadtrat unver-
züglich das Bürgerbegehren zur Entscheidung über die Zulässigkeit vor. Der Vorlage hat 
der Oberbürgermeister eine Stellungnahme über die möglichen finanziellen Auswirkun-
gen des Vollzugs des Bürgerentscheids auf den Haushalt der Stadt und die Finanzpla-
nung beizufügen. Der Stadtrat entscheidet über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens 
innerhalb von acht Wochen nach Zuleitung der Vorlage und der Stellungnahme durch 
den Oberbürgermeister durch Beschluss. Wird das Bürgerbegehren als unzulässig zu-
rückgewiesen, erlässt der Oberbürgermeister einen förmlichen Bescheid, der mit ent-
sprechender Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung dem Antragsteller und den wei-
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teren vertretungsberechtigten Personen des Bürgerbegehrens unverzüglich zuzustellen 
ist. 
 
(6) Ist die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens festgestellt, wird das gestellte Begehren 
den Bürgern bei einem Bürgerentscheid zur Entscheidung in geheimer Abstimmung 
vorgelegt. Die Bestimmungen des Thüringer Kommunalwahlgesetzes und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung finden entsprechende Anwendung. Den Termin zur Abstim-
mung bestimmt die Rechtsaufsichtsbehörde im Benehmen mit der Stadt. Für die Ab-
stimmung dürfen nur amtliche Stimmzettel verwendet werden. Diese müssen den An-
trag im Wortlaut enthalten und so gestaltet sein, dass der Antrag mit ”Ja” oder ”Nein” 
beantwortet werden kann. Die Stimme darf nur auf "Ja" oder "Nein" lauten. Der Abstim-
mende kennzeichnet durch ein Kreuz oder auf andere Weise auf dem Stimmzettel, ob er 
den gestellten Antrag mit "Ja" oder "Nein" beantworten will.  

(7) Der Oberbürgermeister leitet die Vorbereitung und Durchführung des Bürgerent-
scheids. Mit diesen Aufgaben kann auch ein Bediensteter der Stadtverwaltung beauf-
tragt werden. 

(8) Zur Feststellung des Abstimmungsergebnisses bildet der Oberbürgermeister einen 
Ausschuss. Dieser Ausschuss besteht aus dem Oberbürgermeister als Vorsitzenden 
und vier weiteren von ihm bestellten Bürgern als Beisitzern.  

(9) Die Entscheidungen im Zusammenhang mit Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 
ergehen kostenfrei.“ 

 
2. § 17 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

In Ziff. 6 wird das Wort „Hohenlohestraße“ durch das Wort „Kirchstraße“ ersetzt. 
 

 
 

§ 2 
In - Kraft - Treten 

Diese 14. Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 

Eisenach, den  
Stadt Eisenach 
 
 
        -Siegel- 
 
Katja Wolf 
Oberbürgermeisterin 


